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Betreuungsvertrag 
 

 

Zwischen  

 

der Stadt Vohenstrauß 

als Träger des städtischen Kindergartens „Anton-Ferazin“ im Ortsteil Roggenstein 

Marktplatz 9, 92648 Vohenstrauß 

- nachfolgend als „Träger“ bezeichnet - 

vertreten durch den ersten Bürgermeister 

 

Uli Münchmeier 

und 

 

…………………………………………………………………………………. 

…………………………………………………………………………………. 

Name der Mutter, Anschrift 

 

und/oder 

 

…………………………………………………………………………………. 

…………………………………………………………………………………. 

Name des Vaters, Anschrift 

 

und/oder 

 

…………………………………………………………………………………. 

Name des sonstigen Erziehungsberechtigten (ausgewiesen durch Vorlage einer entsprechen-

den Vollmacht), Geburtsdatum, Anschrift, Telefon privat/geschäftlich 

 

- nachfolgend einzeln oder gemeinsam als „Personensorgeberechtigte“ bezeichnet - 

 

personensorgeberechtigt für  

das Kind:   ..………………………………………………………. 

geboren am:  ..………………………………………………………. 

Adresse:  ..………………………………………………………. 

Staatsangehörigkeit: ..………………………………………………………. 

Religion:  ..………………………………………………………. 
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wird folgender Betreuungsvertrag geschlossen: 

 

§ 1 Buchungszeit, Elternbeitrag 

 

Das Kind wird mit Wirkung vom ………………….. in den städtischen Kindergarten „Anton-

Ferazin“ (nachfolgend „Einrichtung“) aufgenommen.  

 

Die zwischen den Personensorgeberechtigten und dem Träger vereinbarte Buchungszeit ist 

in der als verbindlicher Bestandteil des vorliegenden Betreuungsvertrages beigefügten Anlage 

1 Buchungsvereinbarung festgelegt.  

 

Die wöchentliche Mindestbuchungszeit beträgt 20 Zeitstunden.  

Die Personensorgeberechtigten entrichten für den Betreuungsplatz des Kindes einen monat-

lichen Elternbeitrag. Die Höhe bemisst sich nach der vereinbarten wöchentlichen Buchungs-

zeit (siehe Buchungsvereinbarung) und ist wie folgt gestaffelt:  

 

Folgende Buchungsmöglichkeiten stehen Ihnen zur Auswahl: 

(wöchentliche Mindestbuchungszeit beträgt 20 Stunden) 

Zeiten Gebühr (unter 3 J.) Gebühr (über 3 J.) 

  

4   Stunden Beitrag: 152,00 € Beitrag:    99,00 €  +   3,00 € Spielgeld       
 
>4 - 5   Stunden Beitrag: 169,00 € Beitrag:  110,00 €  +   3,00 € Spielgeld       
 
>5 - 6   Stunden Beitrag: 186,00 € Beitrag:  122,00 €  +   3,00 € Spielgeld       
 
     >6   Stunden Beitrag: 203,00 € Beitrag: 133,00 €  +   3,00 € Spielgeld       
 

Soweit für das Kind nach Art. 23 Abs. 3 Satz 1 und 2 BayKiBiG ein Anspruch auf einen Zu-

schuss besteht, ermäßigt sich der Elternbeitrag in gleicher Höhe. 

 

Der monatliche Elternbeitrag ist im Voraus bis zum spätestens 3. Werktag des jeweiligen Mo-

nats zu bezahlen. Die Personensorgeberechtigten erteilen dem Träger das SEPA-Lastschrift-

mandat zum Einzug der monatlichen Elternbeiträge.  

 

Für jede Rückbuchung und/oder Mahnung werden zuzüglich Mahn- und Rücklastgebühren 

berechnet.  

 

Eine verminderte Inanspruchnahme der Buchungszeit wird nicht ausgeglichen.  
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§ 2 Änderung/Beendigung des Vertrages 

 

Dieser Vertrag endet mit Ablauf des Tages unmittelbar vor dem Tag des regulären Schulein-

tritts automatisch, ohne dass es eines gesonderten Kündigungsausspruchs bedarf.  

 

Die Personensorgeberechtigten können diesen Vertrag mit einer Frist von sechs Wochen zum 

Monatsende kündigen. 

 

Eine außerordentliche Kündigung aus wichtigem Grund bleibt für beide Parteien unberührt. 

 

Der Betreuungsvertrag kann vom Träger aus wichtigem Grund mit sofortiger Wirkung insbe-

sondere gekündigt werden, wenn  

 

­ sich der Hauptwohnsitz des betreuten Kindes im Laufe des Betreuungsverhältnisses ändert 

und nicht mehr im Stadtgebiet Vohenstrauß liegt, 

­ mit der Zahlung der Elternbeiträge ein Rückstand von zwei Monaten oder mehr besteht, 

­ durch die Anwesenheit des Kindes in der Einrichtung Rechtsgüter und andere Kinder er-

heblich gefährdet sind, 

­ die Regelungen des einrichtungsbezogenen Kindergartenkonzeptes (siehe § 5 dieses Ver-

trages) nachhaltig missachtet wurden, 

­ das Kind der Einrichtung vier Wochen unentschuldigt fern bleibt, 

­ der Träger aus zwingenden Gründen seine Pflichten aus diesem Vertrag nicht mehr erfüllen 

kann, z.B. wenn im Laufe des Vertragsverhältnisses bei dem zu betreuenden Kind ein be-

sonderer Betreuungsbedarf besteht und eine dem Bedarf entsprechende Betreuung in der 

Einrichtung nicht mehr abgesichert werden kann, 

­ die Personensorgeberechtigten ihren Nachweispflichten gemäß § 3 dieses Vertrages auch 

nach entsprechender Mahnung durch den Träger nicht nachkommen und das Kind deshalb 

nicht zur Betreuung in der Einrichtung aufgenommen werden kann.  

 

Der Träger ist ferner zur außerordentlichen Kündigung mit einer Frist von sechs Wochen zum 

Monatsende berechtigt, sollte die Einrichtung nicht weiter betrieben werden.  

 

Jede Kündigung dieses Vertrages bedarf der Schriftform.  
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§ 3 Gesundheitliche Voraussetzungen 

 

Die Personensorgeberechtigten haben vor erstmaliger Aufnahme des Kindes in der Einrich-

tung die Durchführung der letzten fälligen Früherkennungsuntersuchung nachzuweisen. 

 

Vorzulegen ist die „gelbe Karte“ im U-Heft. Kann diese „gelbe Karte“ nicht vorgelegt werden, 

ist eine ärztliche Bescheinigung beizubringen, aus der hervorgeht, dass das Kind ärztlich un-

tersucht worden ist und keine gesundheitlichen Bedenken gegen den Besuch der Einrichtung 

bestehen. Diese Bescheinigung darf nicht älter als drei Monate sein.  

 

Die Personensorgeberechtigten haben vor erstmaliger Aufnahme des Kindes in der Einrich-

tung weiter nachzuweisen, dass die gesetzlich vorgeschriebene Masernimpfung durchgeführt 

ist. Dies durch Vorlage des Impfausweises oder einer Impfbescheinigung. Anderenfalls ist eine 

schriftliche ärztliche Erklärung vorzulegen, mit der bestätigt wird, dass das Kind die Masern-

impfung nicht erhalten darf oder aufgrund einer bestehenden Immunisierung nicht erhalten 

muss.  

 

Die Personensorgeberechtigten verpflichten sich, auch während der Dauer des Vertragsver-

hältnisses auf wesentliche gesundheitliche Veränderungen hinzuweisen, die für den Besuch 

der Einrichtung von Bedeutung sind. Auf begründete Anforderung des Trägers ist ein aktuelles 

ärztliches Attest über die gesundheitliche Tauglichkeit für den Besuch der Einrichtung sowie 

einen gegebenenfalls bestehenden besonderen Betreuungsbedarf und dessen Umfang vor-

zulegen.  

 

Im Falle eines besonderen Betreuungsbedarfs steht die Wirksamkeit bzw. der Fortbestand 

dieses Betreuungsvertrages unter dem Vorbehalt der Feststellung, dass unter Berücksichti-

gung eines amtsärztlichen Gutachtens oder einer ärztlichen Diagnose in der Einrichtung eine 

den Bedarf entsprechende Betreuung abgesichert ist.  

 

Medikamente werden in der Einrichtung an betreute Kinder regelmäßig nicht verabreicht. Nur 

in besonderen Ausnahmefällen, wie chronischen Erkrankungen des Kindes, ist eine schriftli-

che Zusatzvereinbarung mit den Personensorgeberechtigten abzuschließen. Die Vorlage ei-

ner schriftlichen ärztlichen Verordnung/Anweisung zur Verabreichung der Medikamente ist Vo-

raussetzung für den Abschluss dieser Zusatzvereinbarung.  

 

Die Personensorgeberechtigten sind gemäß § 34 Abs. 5 Infektionsschutzgesetz (IfSG) ver-

pflichtet, das Auftreten oder den Verdacht des Auftretens einer der in § 34 Abs. 1 bis 3 IfSG 

genannten Krankheiten oder den Befall mit Läusen unverzüglich dem Träger mitzuteilen.  
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§ 4 Informations-/Mitteilungspflichten 

 

Die Personensorgeberechtigten sind verpflichtet, Änderungen ihrer oder der persönlichen Ver-

hältnisse des Kindes dem Träger unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

 

Hierzu zählen insbesondere Änderungen des Namens, der Anschrift, privater und geschäftli-

cher Telefonnummern, des Familienstandes und der Staatsangehörigkeit. 

 

Zudem wird auf die Mitteilungsplichten gemäß Art. 27 BayKiBiG hingewiesen. 

 

§ 5 Kindergartenkonzept, weitere anwendbare Bestimmungen 

 

Der Träger hat ein Kindergartenkonzept für die gegenständliche städtische Einrichtung. Die 

aktuelle Fassung ist als Anlage 2 beigefügt. 

 

Das Kindergartenkonzept ist in seiner jeweils gültigen Fassung verbindlicher Bestandteil die-

ses Vertrages.  

 

Der Träger ist berechtigt, dieses Kindergartenkonzept auch während eines laufenden Kinder-

gartenjahres zu ändern. Insoweit hat der Träger ein Bestimmungsrecht analog § 315 BGB. 

Änderungen werden den Personensorgeberechtigten rechtzeitig, z.B. durch entsprechenden 

Aushang in der Einrichtung, bekannt gegeben. 

 

Mit der Unterzeichnung dieses Vertrages bestätigen die Personensorgeberechtigten, dass sie 

die aktuelle Fassung des Kindergartenkonzeptes erhalten haben und erklären sich mit dessen 

Inhalt einverstanden. 

 

Bei Abweichungen des Kindergartenkonzeptes von diesem Vertrag gelten die Vertragsbestim-

mungen vorrangig. 

 

Ergänzend gelten die einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere des BayKiBiG 

und dessen Ausführungsverordnung AVBayKiBiG. 
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§ 6 Schlussbestimmungen 

 

Mit Abschluss dieses Vertrages wird ein zwischen den Parteien etwa bereits bestehender Be-

treuungsvertrag ersetzt. 

 

Mündliche Nebenabreden wurden nicht getroffen. Änderungen und/oder Ergänzungen dieses 

Vertrages bedürfen der Schriftform.  

 

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam sein, berührt 

dies die Wirksamkeit des Vertrages im Übrigen nicht. Gleiches gilt im Fall einer etwaigen Re-

gelungslücke.  

 

Gerichtsstand für beide Parteien ist das Amtsgericht Weiden i.d. OPf. 

 

Dieser Vertrag ersetzt den bisherigen Vertrag. 

 

Anlagen: 

1. Buchungsvereinbarung 

2. Kindergartenkonzept  

https://www.vohenstrauss.de/fileadmin/user_upload/Bildung_Soziales/Kon-

zept_2025_2026.pdf 

 

 

 

 

Vohenstrauß, den ………………..   …………………, den ……………. 

 

 

 

 

       ……………………………….......... 

 

 

………………………………………   ……………………………………... 

für den Träger      Unterschriften der  

       Personensorgeberechtigten 


